
Suchergebnisse: Landesregierung

23. Juni 1783 – Graf Morawitzky besitzt Marquartskreith

Au * Johann Theodor Graf von Morawitzky, der es bis zum Präsidenten der Oberen

Landesregierung geschafft hat, besitzt den Edelsitz „Marquartskreith“. 

9. Januar 1784 – Die Wirte der Au beschweren sich über die Märzenkeller

Au * Die Wirte der Au beschweren sich über die auf dem Gasteigberg erbauten Märzenkeller.

 Die dortigen Bierbrauer bewirten im Sommer und Herbst ihre Gäste mit Bier, das mass- und

halbmassweise ausgeschenkt wird. Außerdem gestatten sie das Musizieren und Tänzen und

bieten Kugelplätze [= Billard] und Spieltische an. Die Oberlandesregierung soll im kurfürstlichen

Auftrag diese Exzesse abstellen. 

Dezember 1788 – Vertrag zur Errichtung eines Arbeitshauses geschlossen

München - Au * Zwischen Hofkammerrat Joseph Maria Friedrich Piaggino und der

Oberlandesregierung wird ein Vertrag zur Errichtung eines Arbeitshauses für beschäftigungslose

arme Menschen geschlossen.

13. Mai 1791 – Die Brauer dürfen in ihren Märzenkellern keine Gäste bewirten

Haidhausen - Au * Die Oberste Landesregierung verbietet aufgrund einer Beschwerde der

umliegenden Bierbrauer nachdrücklichst, dass die Brauer in ihren Märzenkellern am Gasteig und

am Lilienberg Gäste bewirten. 

13. Juli 1792 – Verbot des Gästesetzens in den Märzenkellern

Haidhausen - Au * Die Oberste Landesregierung erinnert erneut an ihr Verbot des „Gästesetzens

in den Märzenkellern“ auf dem Gasteig und am Lilienberg vom 13. Mai des Jahres. 
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27. Juli 1796 – Verhaltensinstruktionen im Falle eines Einmarsches fremder Truppen

München * Die Obere Landesregierung erlässt für die Beamten Verhaltensinstruktionen im Falle

eines Einmarsches fremder Truppen. Österreicher und Franzosen [Freund und Feind] werden

darin gleichgestellt.

11. Juli 1798 – Kein Minutoverschleiß von Bier am Gasteig und am Lilienberg

München - Haidhausen - Au * Die Oberlandesregierung fordert den Magistrat eindringlich dazu

auf, keinerlei „Minutoverschleiß“ von Bier, gemeint ist die mass- und halbmassweise Abgabe des

Gerstensafts, am Gasteig und am Lilienberg zuzulassen. Auch darf das Bier nicht in den

kleineren Halbeimer-Fässern [= 30 Mass]  abgegeben werden. 

1805 – Unhaltbare Zustände in Haidhausen

Haidhausen * Die Baierische Landesregierung gibt der Hofmarkverwaltung die Schuld an den

unhaltbaren Zuständen in Haidhausen, da sie „ständig ganz unvermögenden Leuten die

Ansiedlung und Verehelichung genehmige, sich aber dann nicht mehr um sie bekümmere, so daß

sie in Armut gerieten und zum Bettel ihre Zuflucht nehmen müßten, um ihren Lebensunterhalt zu

gewinnen“.

1880 – Die Regierung lehnt die Pläne der Bell-Telephone-Company ab

München - Nürnberg * Die Bell-Telephone-Company will in München und Nürnberg eine

Ortssprechanlage aufstellen. Diese Pläne stoßen aber bei der bayerischen Landesregierung auf

Ablehnung, da diese das Telephonwesen unter staatlicher Aufsicht wissen will. 

Juli 1882 – Bau einer staatlichen Telefonanlage in München

München * Die Generaldirektion der königlichen Verkehrsanstalten beginnt in München mit dem

Bau einer Telephonanlage. Doch auch jetzt hat die Landesregierung noch Bedenken und behält

sich das Recht vor, die Anlage nach zwei Jahren wieder aufzulösen. 

15. August 1882 – Die Attraktivität des neuen Kommunikationsmittels Telephon
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München * Die Bedenken der Landesregierung sind ausgeräumt, nachdem die Menge der

eingegangenen Anmeldungen die Attraktivität des neuen Kommunikationsmittels

Telephon bewiesen haben. Der erste Auftraggeber ist der Verleger und Schriftsteller Dr. Georg

Hirth. Ihm folgen weitere Geschäftsleute. 

25. November 1918 – Kurt Eisner wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen angegriffen

Berlin * Auf der Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin wird der bayerische Ministerpräsident von

nahezu allen Seiten wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen und dem daraus

resultierenden eigenmächtigem Handeln massiv angegriffen.  Kurt Eisner verlangt daraufhin von

Reichskanzler Friedrich Ebert die Entlassung des Leiters des Auswärtigen Amtes, Wilhelm Solf

und den Vorsitzenden der Waffenstillstands-Kommission Matthias Erzberger. Die Genannten

rechnet Eisner aufgrund ihres Verhaltens und ihrer Äußerungen dem alten kriegsverherrlichenden

und militaristischen System zu. Sie sollen durch unbescholtene USPD- und SPD-Politiker ersetzt

werden.  Eisners konstruktive Begründung lautet: „Deutschland braucht ein provisorisches

Präsidium, das an die Stelle des halb aufgelösten Bundesrats zu treten hat und aus neuen,

unbelasteten Männern bestehen muss. Dieses Präsidium muss die Aufgabe haben, alle

Verhandlungen mit der Entente zu führen.“  Der bayerische Ministerpräsident möchte,    dass die

neue deutsche internationale Politik von Personen präsentiert wird, die auch das neue deutsche

politische System verkörpern und  dass die Friedensgespräche nicht alleine von der

Reichsregierung, sondern unter maßgeblicher Beteiligung der Länder geführt werden. 
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